
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Burgenlindischen Landtages der XIII. Wahlperiode

Initiativantrag

Zahl 13 - 80

Antrag

Beilage 146

der Abgeordneten Karl STIX, Rudol' MOSER, Ivan
WURGLlCS, Dlpl. Ing. Johann KARALL, Dr. Günter
WIDDER, Dr. Wolfgang DAX und Genossen auf Er­
lassung eines Gesetzes über die Bürgerinitiative und
die Bürgerbegutachlung.

Der Landtag wolle beschließen:

Gesetz vom .__ Uber die BOrgerlnltlative
und die BOrgerbegutachtung

Der Burgenländische Landtag hat beschlossen:

I. BORGERINITIATt\l1E IM BBREIOH D~ VERWALTUNG

§ 1

AUgemeine Bestlmnwngen

(1) Jeder LandesbOrger hat das Recht, in allen Ange­
legenheiten, die von Organen des Landes wahrwnehmen
sind, die Vornahme einer bestimmten, den Aufgabenbereich
einer Gemeinde übersteigenden Maßnahme durch die lan­
desregierung nJ beantragen.

(2) Eine IniUative kann sich sowohl au·f den Bereich
der Hoheitsverwaltung des Landes beziehen, als auch an
das Land als Träger von P~lvatrechten richten, soweit die
Landesregiellung dafür Zlustänqlg Ist.

(3) Eine Initiative kann sowohl ein Tun als atlch ein
Unterlassen von Seiten des Landes begehren.

§ 2

EI·nleltung der ßUrgerinltiatlve

(1) Eine Initiative hat zu enthalten:
a) Das Begehren In der IForm eines Antrages, der die

vom Land ZlU setzende Maßnahme deuUich macht;
b) die Bezeichnung des Antragstellers 'Und allenfalls eines

von Ihm beYOllmächt[gten Stellvertreters (Famlllen- und
Vorname, Geburtsdatum, Wohnadresse).

(2) Antragsteller bzw. dessen bevollmächtigter Stell­
vertreter kann jede Person sein, die In der Wählerevidenz
(Wählerewdenzgesetz 1973, 8GBI. Nr. 601) einer Gemein­
de des Landes BurgenJand eingetragen ist.

§ 3
Auslounftspfllcht der Landesregierung und K'Undmachung

der 'BürgerlniUative

(1) Der Antragsteller (oder dessen bevollmächtigter
Stellvertreter) einer Initiative, die von mindestens 10 von

§ 3
AusIounftspfllcht der Landesregierung und K'Undmachung

der 'Bürgerlnmative

(1) Der Antragsteller (oder dessen bevollmächtigter
Stellvertreter) einer Initiative, die von mindestens 10 von

Hundert zum Landtag wahtberechtigten Bürgern unter­
stützt wird (§ 4 Absatz 2 bis 4), drle 'in einer Gemeinde,
für die die Initiative von 'unmittelbarer ,Bedeutung Ist,
ihren ordentUchen Wohnsitz haben, kann ver·langen, daß
die Landesregier.ung über das Vortlaben, auf das sich die
Initiative bezieht, AuslQünfte erteilt. Einem solchen Verlan­
gen Ist inner.tlalb von sechs Wochen zu entsprechen, sofern
nicht Gründe der Amtsverschwiegenheit entgegenstehen.

(2) Der Antragsteller (oder dessen bevollmächtigter
Stellvertreter) etner lnltlatlve kann, sofern dte Vorausset­
zung gemäß A'bsatlz 1 el!füllt Ist, /Verlangen, da8 sein An­
trag durch .Kundmachung Im landesamtsblatt sowie durch
Anschlag an der Amtstafel der betroffenen Gemeinde be­
kanntgemacht wir~. Diesem Verlangen ist innerhalb von
sechs Wochen zu entsprechen, sofern nicht öffentliche
Interessen entgegenstehen.

§ 4

BehandlungspflIcht von Bürgerinitiativen

(1) Eine Initiative muß von der landesregierung einer
Beratung und Beschlußmsung. unterzogen werden, wenn
sie von mindestens 25 von Hundert zum landtag wahJbe­
rechtlgten Bürgern, die In ellner Gemeinde, für die die Inl­
tiatrive von unmittelbarer 8ed.eutung Ist, ihmn ordentlichen
Wohnsitz haben, unterstützt wird.

(2) Die Belürworter der InltJatJve (§ 2 Absatz 1) haben
sich eigenhändig unter Angabe oihres Familien- und Vor­
namens, des Geburtsdatums und Ihrer Wohnadresse in
Antrags.tlsten (Muster Anlage ~) el~utragen. Die Antrags­
lIsten sind fortlaufend zu numerieren.

(3) Den Antragslistenist 'für jeden Befürworter eine
Bestätigung der Gemefrufe anzuschließen, daS dieser fn
der Wählerevidenz als wahtberechttgt eingetragen Ist (Mu.;.
ster Anlage 2). Die GemeInden haben solche Bestätigun­
gen auf Verlangen unverzOgtich auezestetlen.

(4) Jeder BefülWorler darf sich nur elnmel In den An­
tflSgsllsten e1ntragen.

§ 5

Behandlung einer BürgeninlUatlve durch
die Landesregierung

(1) Die L:andesreg1eflung kann beschließen. der InUia­
tlve Rechnung zu tragen. Ein solcher Beschluß hat nach

§ 5

Behandlung einer BürgeninlUatlve durch
die Landesregierung

(1) Die L:andesreg'leflung kann beschließen. der InUla­
tlve Rechnung zu traqen, Ein solcher Beschluß hat nach
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Mögiichkeit auch die Art, In der das Begehren verwirk­
Jlcllt wetdeR soll und einen Zeitplan 2lU enthalten.

(2) 61n Beschluß der Landesregierung, mit dem die
Initiative verworfen wird, Ist zu begründen.

§ 6

~undmachung und Zustellung des Beschlusses
der LandesregleliUng

(1) Der Besohluß der landesregler:unQ ist int landes­
amtsblatt k\lnd2JUma~n.

(2) eine Ausfertigung das BesdÜusses lst dem Antrag.:.
sti3l1er zu Öbermitlehi.

11. BORGERBEGUTACHTUNG VON
GESETZESVORSÖH~EN

§ 7

AUgeinelne Bestimmungen

Die Landesbürger haben nach Maßgabe der folgenden I

Bestimmungen das Recht, Gesetiesvorschläge der Landes­
I'eg.ler-uhg von gtuhtlsatz.lctler äedeutung vor der Zulei­
tung an den lJandtäg zu l)egutaetHän. ble Landesregie­
rung hat in diesem Fall durch BäsCöluB die Landesbürger
zur Begutachtung einzuladen.

§ 8
Einleitung der BütgerbegutaChbung und l:3ekanntmachung

(1) Det BeschhJB gemäß § ., ·tst Im Ländesatntsblatt
kundzumachen \Jnd hat lt1sbe$Ondäte tier; HinWeis zu ent­
halten. wo die Gesst~lWorsdhläge l(oateHlö!:i angerordert
werden rk'Önnen und wo bJnnen seehs WtiCf'1eh äf) Kürie­
mach:Ung Stellungnahmen der LandesbOtget eingebracht
werden können.

(2) 9i9 bandesregieliung kann In Fällen bEiSbr1tter-er
IJrlngliehkelt beeooJieBen, die Bürgel1beguta(3htung nloht
9UrGhZlll~jjhrenI

(3) Die LandeSrElgie~ung tun die Landesbürger Ober
das Vorliegen solchät Gebbtz~sVör$bfilage därlG69thlhaus
In geeigneter Welse, insbesondere durch Bekanntmaohung
Im bsterreichlschen Rundfunk und In der Presse, zu infor~

mleren.

§ 9

,6Jbgabe von SteUungnahmen

Jeder Landesbürger kann inner-ha~b von sechs Wochen
nach der gemäß § 8 .AJbsatz 1 erfolgten Kundmachung zu
dem Gesetzesvorschlag eine StelkJngnahme abgeben.

§ 10

WelteJtl~ltuiig der SteUur1gnahmen an den Landtag

(1) Der Gesetzesvorschlag darf von der Landesregie­
rung erst nach Ablau:f der sechswochigen Frist dem land­
tag zugeleitet wsrden.

(2) Die eingelangten Stellungnahmen sind vom Amt
der Landesregierung 21U sichten und sodann von der Lan­
desregierung dem Landtag im Anhang zum Gesetzesvor­
schJag zuzulelten.

§ 11

BekanntmaChung des Beginns der Behandlung
der Gesetzesvorlage Im Landtag

(1) Der Beg,inn der Behandlung der Gesetzesvorlage im
Landbag ist im Landesamtsblatt sowie darüber hinaus In
geeign'eter Weise. Insbesondere im Osterreicnischen Rund­
funk und in der Presse bekanntzumachen.

(2) öle Landesbürger, die eine Stellungnahme abge­
geben haben, sind nach Möglichkeit von d~r Landesr~gle­

rung übet den Beginn der äehand.ung der Gesetzesvorlage
im Landtag persönilch in Kenntnis zu setzen.

11I. SCHLUSSBESTIMMlJNGEN

§ 12
Kostenersatz

Oie Bestimmungen des § 83 der Landtagswahlordnung
1978 über die Wahlkosten gelt~n sinngemäß tür die Durch­
führung von Bürgerinitiativen nach diesem Gesetz.

&13
Inkrafttret9n

biSdEtä Geselt tritt äm 4. Ölttobör 1962 in Kraft.
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AnJage 2

(Zu § 4 Absatz 3)

Vom Antragsteller der BÜrgerinitiative einzutragen 1

Politischer Bezirk -- .

Gemeinde _ .

Antragslliste Nr .

Fortlaufende Zahl: .

WAHLRECHTSBESTÄTIGUNG FDR BORGERINITIATIVEN

Al

An die

Gemeinde

Herr / Frau
(Familien- und Vorname in Blockschrift, Geburtsdatum)

(Wohnadresse. Ortschaft, Straße. Gasse. Platz, Nr.)

ersucht um Bestätigung. daß er/sie in der Wählerevidenz der dbigen Gemeinde als wahlberechtigt ein­
getragen ist.

.......................................--.., am 19.·.· ·..

(Eigenhändlg'e Unterschrift)

B)

Der/Die Obgenannte ist in der Wählerevidenz (Sprengel Nr h ) 2 als wah~berechtigt

eingetragen.

.........................................., sm 19..·.··..··..

(Unterschritt)

1 In dieser Rubriik Sind d.ie ·fortlaufende Zahl und die Nummer der Antragsliste einzutragen, auf der sich
der obige Wahlberechtigte unterzeichnet hat.

2 Hier Ist "nicht" elnzutraqen, wenn die obgenannte Person in der Wählereyidenz der Gemeinde nicht

1 In dieser Rubriik Sind d.ie ·fortlaufende Zahl und die Nummer der Antragsliste einzutragen, auf der sich
der obige Wahlberechtigte unterzeichnet hat.

2 Hier Ist "nicht" elnzutraqen, wenn die obgenannte Person in der Wählereyidenz der Gemeinde nicht
aufscheint.
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Anlage 1

(Zu § 4 Absatz 2)
Antragsliste Nr -- '

ANTRAG AUF EINLEITUNG EINER BORGERINITIATIVE

An die
Burgenländische Landesregierung
in Eisenstadt

A)
Die eigenhändig unterfertigten, in der Wählerevidenz verreichneten Personen beantragen die Durchfüh­
rung einer Bürgerinitiative betreffend

B)

Als Vertreter der Antragsteller (Bevollmächtigter) wi rd namhaft gemacht:

(Famlllen- und Vor:name, Geburtsdatum, Woht\adt~sse)

C)

Politischer Bezi"k: -- .--.---- -- -- . Ortschaft, Straße, Gasse, Platz

Gemeinde: - -- .

Wohnadresse
Fort!. Familien- u, Vorname Geburts- fStraße; Ort- Unter-
Zahl2 (in Blockschrift) datum schaft, Gasse, schrift

Platz, Nr.)
- .

Anmerkungen

Nähere Vorschr.j.ften betreffend die Antragslisten

1 Dte Antraqsüsten, die dem 6inleitungsantrag belzulegen sind, müssen nach Bezirken und Gemeinden
geordl1et sein. IJI·e $0 geotdneten Antragsllstefl ~itld mit fotttallfCJn<jen Numftl~rn (röt'lf'\te oDere I!~k~

der Anlage 1) zu versehen. Schlij.eßllch 'ist eine AufstemJtlQ Ibelt UfoS'g8f1 i aus CI~r ~nsICl'ltllct1 ~In Muß,
ulla \tlala LI",fopCirlh ..lftart l~,.9t(!.b~I!R,~_,f\c.t~ßU-u~~lJoU\~llhP.ft~~"'U!lJlljäk§l!I~U1ft jooll""... A .....I0\... "' ·

1 Dte Antraqslisten, die dem 6inleitungsantrag belzuleqan sind, müssen nach Bezirken und Gemeinden
geordl1et sein. IJI·e $0 geotdneten Antragsllstefl ~illd mit fotttallflr\lden Numftl~rn (röt'lf'\te oDere I!~k~

der Anlage 1) zu versehen. Schl:j.eßllch 'ist eine Aufstel~UhQ 11:)91t UfoS'g8f1 i aus CI~r ~rslcl'ltllct1 sä'ln Muß,
Wie viele Urtterschriftetl jede AfitragsHste enthält und wie vlele Personen Insgesamt ih allen Antrlgs;,
listen eingetragen sind (z.B. Antragsliste Nr. 1 ..... 30 Unterschriften; Antrags~lste Nr. 2 ••••• 24
Unterschriften; Antragsliste Nr. 3 ..... 36 Unterschriften und so fort, Gesamtsumme: 105 Unter­
schriften).

2 In jeder Antr.agsliste stnd die dannenthaltenen Unterschriften mit fortlaufenden Zahlen von 1 bis. . ..
zu versehen. Die fortlaufende Zahlenreihe beginnt also bei jeder Antragsliste, auch wenn mehrere vor­
gelegt werden, limmer mit 1 und endet mit der bei der letzten Unterschrift auf dieser AntragsUste auf­
scheinenden Zahl.



Gemäß § 36 B der Geschäftsordnung des Burgenlän­
dischen Landtages wird beantragt, den gegenständlichen

Eisenstadt, am 13. Juli 1981

Stix eh.
Moser eh.
Wurg~ics eh.
Gossi eh.
Grandits eh.
Ing. Holper eh.
Kogler eh.
Krutzler eh.
Kurz eh.
Ottitie Matysek eh.
Mayer eh.
Müllner eh.
Pinter eh.
Hilde Pleyer eh.
Posch eh.
Agnes Prandler eh.
Puhm eh.
Resch eh.
Sipötz eh.
EIII Zipser eh.

5

Antrag in erste Lesung zu nehmen und dem Rechtsaus­
schuß zuzuweisen.

04pl. Ing. KaraI! eh.
Or. Widder eh.
Or. Dax eh.
Behm eh.
Böhm eh.
Gilschwert eh.
Dip!. Ing. Ha/britter eh.
Or. Katsich eh.
Nikles eh.
Marx eh.
Dip!. Ing. Dr. Rauchwarter eh.
Etisabeth Rectmitzer eh.
Dr. Schmall eh.
Schwarz eh.
Soron:ics eh.
Ing. Wagner eh.


